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Konferenz der EU-FinanzministerInnen – 500 Mrd. Euro 

für Europa 

Am Donnerstagabend, den 9. April, einigten sich die EU-FinanzministerInnen auf eine umfassende wirtschafts-

politische Reaktion auf den COVID19-Ausbruch in Höhe von insgesamt 500 Mrd. Euro. Corona-Bonds sollen 

jedoch vorerst nicht Teil der Initiative sein. 

Zwei Konferenzen im Umfang von über 16 Stunden 

und zusätzliche bilaterale Gespräche benötigte es, 

um am späten Donnerstagabend, den 9. April, eine 

Einigung unter den EU-FinanzministerInnen zu erzie-

len. Nachdem bereits im Vorfeld heftig über die so-

genannten Corona-Bonds diskutiert wurde, war das 

Finden einer gemeinsamen Lösung anfangs schwer. 

Denn während Staaten wie Italien, Spanien und 

Frankreich die Bonds – also eine Vergemein-

schaftung zukünftiger Schulden – forderten, standen 

die Regierungen in den Niederlanden, Deutschland 

und Österreich der Idee skeptisch gegenüber. Sie 

plädierten auf die Nutzung bereits verfügbarerer 

Instrumente wie zum Beispiel den Europäischen Sta-

bilitätsmechanismus ESM, der jedoch an Auflagen 

geknüpft werden sollte (Wir berichteten bereits aus-

führlich über die Diskussion zu Corona-Bonds im 

Newsletter 13-20). Nach zähen Verhandlungen und 

einigen bilateralen Gesprächen konnte schlussend-

lich ein Kompromiss in Form von drei Maßnahmen 

gefunden werden:  

 

Im Rahmen der Initiative „SURE“, die bereits letzte 

Woche von der Kommission vorgestellt wurde, wer-

den 100 Milliarden Euro zur Förderung der Kurzar-

beit in der EU zur Verfügung gestellt (Wir berichte-

ten über „SURE“ im Newsletter 13-20). Darüber hin-

aus wird die Europäischen Investitionsbank (EIB) für 

Unternehmen in Schwierigkeiten (insbesondere 

KMU) Darlehen in Höhe von 200 Mrd. Euro bereit-

stellen. Zusätzlich eingerichtet wird eine Pandemie-

Krisenunterstützung in Höhe von 2% des BIP der Mit-

gliedsstaaten, um diesen ein Sicherheitsnetz zu bie-

ten. So werden über den Europäischen Stabilitäts-

mechanismus ESM 240 Mrd. Euro an Krediten ge-

währt. Die Auflagen für Gelder aus dem ESM werden 

nur an geringe Auflagen geknüpft, jedoch auf Ausga-

ben im Gesundheitssystem beschränkt. 

 

Neben den drei Maßnahmen wurde vereinbart, zu-

künftig einen gemeinsamen Sanierungsfonds zu erar-

beiten, um nach der Krise die Wirtschaft wieder in 

Schwung zu bringen. Die zuvor heiß diskutierten 

Corona-Bonds wurden in einer gemeinsamen Erklä-

rung nach der Konferenz nicht erwähnt. Lediglich 

festgehalten wurde, dass die FinanzministerInnen 

innovative Finanzierungsreformen prüfen sollten. 

Von Seiten der EU-Kommission hieß es dazu, dass in 

dem Sanierungsplan ein überarbeiteter Vorschlag für 

den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 

eine zentrale Rolle spielen soll. Ein diesbezüglicher 

Vorschlag der Kommission wird Ende April präsen-

tiert. 

 

In einem, an die Videokonferenz anschließenden, 

Pressestatement erklärte der Präsident der Euro-

gruppe Mário Centeno:  

https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_13-20.pdf
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_13-20.pdf
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„Heute haben wir uns auf drei Sicherheitsnetze und 

einen Plan für die Wiederherstellung geeinigt, um 

sicherzustellen, dass wir zusammenwachsen und 

nicht auseinander, sobald das Virus hinter uns liegt. 

Diese Vorschläge bauen auf unserer kollektiven Fi-

nanzkraft und der europäischen Solidarität auf.“  

 

Auch für den österreichischen Finanzminister Gernot 

Blümel (ÖVP) stellte die Einigung einen „wichtige(n) 

Schritt in der Bekämpfung der Krise für ein starkes 

Comeback Europas“ dar. Denn, so Blümel weiter: 

"Mit der vorliegenden Einigung kann den betroffenen 

Ländern zielgerichtet geholfen werden, ohne dass die 

Stabilität des Euroraumes langfristig gefährdet 

wird." Als Begründung für die Höhe der Hilfe betonte 

der österreichische Finanzminister zudem: "Damit 

unsere Wirtschaft wieder in Schwung kommt, ist es 

als exportorientiertes Land auch notwendig, dass 

sich die Wirtschaften um uns herum erholen. Daher 

werden wir uns natürlich als solidarische Partner an 

einem Recovery effort beteiligen" 

 

Den gesamten Bericht über die umfassende wirt-

schaftspolitische Reaktion des Rates auf die COVID-

19-Pandemie finden Sie hier.  

8 Mrd. Euro für 100.000 KMU 

Durch Garantien der EU sollen 100.000 kleine und mittlere Unternehmen (KMU) Liquidität von bis zu 8 Mrd. 

Euro zur Verfügung gestellt bekommen. 

In Folge der Corona-Krise leiden viele KMU unter 

Liquiditätsmangel. Nur mit Unterstützung können 

sie die Krise überstehen. Doch Unterstützung in 

Form von Krediten bergen für Banken derzeit große 

Risiken. Deshalb bietet die EU Garantien an, um sol-

che Darlehen zu fördern. Aus dem Europäischen 

Fonds für strategische Investitionen (EFSI) werden 

eine Mrd. Euro freigegeben, um besondere Garan-

tien zu stellen. Diese sollen Banken und andere Kre-

ditgeber dazu anreizen, über 100.000 KMU und klei-

nere Midcap-Unternehmen Liquidität in Höhe von 

bis zu 8 Mrd. Euro zur Verfügung zu stellen. Bis zu 

80% des Risikos soll für potenzielle Verluste aus Ein-

zelkrediten gedeckt werden.  

 

Als erster Teil der Strategie für KMU startete am 8. 

April das Investitionsprogramm ESCALAR.  

In der Pilotphase werden bis zu 300 Millionen Euro 

aus dem Europäischen Fonds für strategische Inves-

titionen bereitgestellt, um Risikokapital und Wachs-

tumsfinanzierungen für innovative Unternehmen zu 

mobilisieren und ihnen zu helfen, in Europa zu ex-

pandieren. Insgesamt sollen mit ESCALAR Investitio-

nen in Höhe von 1,2 Mrd. Euro angestoßen werden. 

Interessierte FondsverwalterInnen können sich ab 

sofort um eine Teilnahme an dem Programm bewer-

ben. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier. 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2020/04/09/report-on-the-comprehensive-economic-policy-response-to-the-covid-19-pandemic/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_628
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_569
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Erweiterter Rahmen für staatliche Beihilfen – Auch 

Österreich profitiert  

Die EU erweitert den Befristeten Rahmen für Staatliche Beihilfen. Im Zuge dessen wurde auch die österrei-

chische Liquiditätsregelung über 15 Mrd. Euro genehmigt.  

Eine weitere Maßnahme, um die Auswirkungen der 

Corona-Krise abzufedern, stellt die Erweiterung des 

befristeten Rahmens für staatliche Beihilfen dar. 

Bereits am 19. März wurde ein solcher befristeter 

Rahmen für Staatsbeihilfen geschaffen, der es den 

Mitgliedsstaaten erlaubt, Unternehmen direkt zu 

unterstützen und deren Liquidität zu gewähren. Im 

Zuge der temporär gelockerten Regelungen konnten 

Unternehmen bisher direkte Zuschüsse in Höhe von 

bis zu 800.000 Euro von den Ländern bekommen. 

Darüber hinaus konnten die Mitgliedsstaaten staatli-

che Garantien für Kredite und subventionierte Zinss-

ätze gewähren, Schutzmaßnahmen für Banken ein-

richten und kurzfristige Exportversicherungen ab-

schließen (Wir berichteten bereits im Newsletter 

11.20). 

 

Am 3. April wurde der Befristete Rahmen von der EU

-Kommission um fünf Arten von Beihilfemaßnahmen 

erweitert. Mitgliedsstaaten können nun auch direkt 

Forschung und Entwicklung im Zusammenhang mit 

dem Coronavirus, den Auf- und Ausbau von Erpro-

bungseinrichtungen und die Herstellung von Produk-

ten, die für die Bewältigung des Coronavirus-

Ausbruchs relevant sind, unterstützen. Zudem mög-

lich ist eine gezielte Unterstützung in Form einer 

Steuerstundung und/oder Aussetzung der Sozialver-

sicherungsbeiträge und eine gezielte Unterstützung 

in Form von Lohnzuschüssen für ArbeitnehmerIn-

nen. Gleichzeitig wurden auch die bestehenden For-

men der Unterstützung erweitert, die die Mitglied-

staaten Unternehmen in Not gewähren können. 

Dadurch können bis zu 800.000 Euro an zinslosen 

Darlehen oder Garantien pro Unternehmen zur De-

ckung von 100 des Risikos gewährt oder Eigenkapital 

bereitgestellt werden.  

 

Der geänderte Befristete Rahmen gilt bis Ende De-

zember 2020. Mehr Informationen finden Sie hier. 

  

Auf Grundlage des Befristetem Rahmens genehmig-

te die EU-Kommission auch eine Liquiditätsregelung 

über 15 Mrd. Euro, mit der Österreich seine Wirt-

schaft unterstützen will. Dadurch kann der Staat nun 

Beihilfen in Form von direkten Zuschüssen, rückzahl-

baren Vorschüssen und Garantien bis zu einem 

Höchstbetrag von 800.000 Euro gewähren, staatli-

che Garantien für Darlehen ausstellen und vergüns-

tigte öffentliche Darlehen an Unternehmen mit er-

mäßigtem Zinssatz vergeben. Die Regelung kann von 

allen Unternehmen im gesamten Hoheitsgebiet Ös-

terreichs in Anspruch genommen werden.  

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_11-20.pdf
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_11-20.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_570
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_633
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Von der Leyen: Marshall-Plan für Europa  

In einem Gastbeitrag von Ursula von der Leyen, der 

in der Zeitung Welt am Sonntag erschien, fordert die 

Kommissionspräsidentin ein gemeinsames Handeln 

der EU auch nach der Corona-Krise, um die Wirt-

schaft zu retten. Dabei denke sie an massive Investi-

tionen in Form eines „Marshall-Plans für Europa“. 

Dabei werde vor allem der nächste mehrjährige Fi-

nanzrahmen der EU eine entscheidende Rolle spie-

len: „Damit unser Haushalt den neuen Anforderun-

gen gerecht wird, müssen wir ihn entsprechend zu-

schneiden. Die nächsten Jahre entscheiden darüber, 

wie gut und wie schnell unsere von der aktuellen Kri-

se geschwächten Volkswirtschaften ihren Motor an-

werfen und wir unseren einzigartigen Binnenmarkt 

wieder in Schwung bringen können.“ Zudem betonte 

von der Leyen, dass gleichzeitig an die Zukunft und 

an folgenden Generationen gedacht werden müsse. 

Investitionen in innovative Forschung, die digitale 

Infrastruktur, saubere Energie, eine intelligente 

Kreislaufwirtschaft und zukunftstaugliche Verkehrs-

systeme seien von Nöten. „Ein solcher Marshall-Plan 

kann entscheidend dazu beitragen, ein moderneres, 

nachhaltigeres und widerstandsfähigeres Europa 

aufzubauen.“ 

Ursula von der Leyen lobte in ihrem Gastbeitrag 

auch die Solidarität, die in Europa spürbar ist:  

„Ärztinnen und Ärzte sowie Pflegekräfte kehren aus 

dem Ruhestand zurück. Millionen Freiwillige helfen 

wo immer sie gebraucht werden. Restaurants versor-

gen erschöpftes Pflegepersonal mit Essen, Designer 

fertigen Krankenhauskittel und Autohersteller tüfteln 

an Beatmungsgeräten. Diese Solidarität ist anste-

ckend – und sie ist das Herz unserer Union. Diese Im-

pulse zeigen, das wahre Europa ist wieder da.“ 

 

Den gesamten Beitrag finden Sie hier.  

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen plädiert für ein entschlossenes und gemeinsames europäi-

sches Vorgehen, um die Folgen der Coronavirus-Pandemie abzufedern. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ac_20_602
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Verbesserte medizinische Zusammenarbeit in Europa  

Die Unterstützung des Gesundheitssystem hat in der Krisenzeit Priorität. Dazu hat die EU mehrerer Maßnah-

men als Hilfe für PatientInnen, medizinisches Personal und Einrichtungen verabschiedet. 

Die Corona-Pandemie setzt das europäische Gesund-

heitssystem massiv unter Druck. In Ländern wie Ita-

lien kommen Krankenhäuser an die Grenzen ihrer 

Belastungskapazität. Die EU möchte mit neuen Leitli-

nien die stark belasteten Länder und Regionen un-

terstützen, indem die grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit zwischen nationalen, regionalen und loka-

len Behörden bei der Gesundheitsversorgung geför-

dert wird. PatientInnen, die an Covid-19 leiden, sol-

len zur Behandlung in Mitgliedsstaaten mit mehr 

Krankenhausbetten-Verfügbarkeit überführt werden. 

Darüber hinaus möchte die Kommission Mitglied-

staaten oder Nichtregierungsorganisationen auch 

dabei unterstützen, qualifizierte medizinische Teams 

zu entsenden, um grenzüberschreitende Hilfe anzu-

bieten. Die praktischen Leitlinien der EU-Kommission 

sollen für einen stärker koordinierten Ansatz sorgen. 

Zusätzlich wird in den Leitlinien dargelegt, welche 

zusätzliche Unterstützung und Hilfe die Kommission 

den Gesundheitsbehörden der Mitgliedstaaten zu-

kommen lässt. Dazu zählen unter anderem die Un-

terstützung der Gesundheitsbehörden mit Hilfe des 

EU-Katastrophenschutz-Mechanismus oder auch die 

Bereitstellung eines Systems zur Unterstützung des 

klinischen Managements, das die Angehörigen der 

Gesundheitsberufe beim Austausch von Wissen und 

Kompetenzen unterstützen soll. 

 

Die für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu-

ständige EU-Kommissarin Stella Kyriakides erklärte:  

 

„Wir können die Coronavirus-Krise nur gemeinsam 

überwinden. Die Zusammenarbeit zwischen den Mit-

gliedstaaten bei der Rettung von Leben ist entschei 

dend. Die Solidarität in der EU war in den letzten Wo-

chen spürbar, als Mitgliedstaaten die Behandlung 

von Patienten aus ihren Nachbarstaaten übernah-

men, obwohl sie selbst an der Belastungsgrenze wa-

ren. Hier zeigt sich die EU von ihrer besten Seite, und 

mit unseren heute herausgegebenen Leitlinien wollen 

wir darauf hinwirken, dass mehr Patienten grenz-

überschreitend behandelt werden und Gesundheits-

personal aus denjenigen EU-Ländern, die noch Kapa-

zitäten haben, dorthin geschickt wird, wo es am drin-

gendsten benötigt wird. Solidarität rettet Leben.“ 

 

Österreich hat im Sinne der Solidarität und Entlas-

tung überfüllter Krankenhäuser bereits 14 Intensiv-

patienten aus Frankreich und Italien aufgenommen. 

Zudem sollen – kofinanziert vom EU-

Katastrophenschutz-Mechanismus – 3.000 Liter Des-

infektionsmittel nach Italien geliefert werden.  Eben-

falls im Rahmen des EU-Katastrophenschutz-

Mechanismus ist ein Team europäischer Ärzte und 

Krankenschwestern aus Rumänien und Norwegen 
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nach Mailand und Bergamo entsandt worden, um 

die italienischen KollegInnen vor Ort zu unterstützen.  

 

Neben den veröffentlichten Leitlinien wurde zudem 

beschlossen, die Einfuhr von Medizinprodukten und 

Schutzausrüstungen aus Drittländern von Zöllen und 

Mehrwertsteuer zu befreien. Durch den Entschluss 

wird die Belieferung von ÄrztInnen, Pflegepersonal 

und PatientInnen mit der dringend benötigten medi-

zinischen Ausrüstung finanziell erleichtert. Die Maß-

nahme betrifft Masken und Schutzausrüstung sowie 

Testkits, Beatmungsgeräte und andere medizinische 

Ausrüstung. Sie gilt rückwirkend seit 30. Jänner für 

einen Zeitraum von 6 Monaten, kann jedoch noch 

weiter verlängert werden. 

 

Ein weiterer Schritt zur Sicherstellung der Versor-

gung mit Medikamenten ist die Prüfung kartellrecht-

licher Regeln durch die EU. Denn zur Herstellung der 

wichtigen Medikamente während der Pandemie 

müssen sich Unternehmen bei Produktion, Lagerhal-

tung und Vertrieb fallweise auf eine Art und Weise 

koordinieren, die sie eigentlich in Konflikt mit dem 

EU-Kartellrecht bringt. Die Kommission hat nun ei-

nen befristeten Rechtsrahmen veröffentlicht, in dem 

die Kooperationsmöglichkeiten erläutert sind. In die-

sem Zusammenhang wurde auch eine Bescheinigung 

(„Comfort Letter“) für ein konkretes Kooperations-

vorhaben erstellt, mit dem Engpässe bei der Versor-

gung der Krankenhäuser mit wichtigen Arzneimitteln 

vermieden werden sollen.  

 

Die Exekuriv-Vizepräsidentin Vestager führte dazu 

aus:  

„Um Engpässe bei essenziellen, knappen Waren und 

Dienstleistungen zu vermeiden, ist die Zusammenar-

beit von Unternehmen im Einklang mit den europäi-

schen Wettbewerbsregeln erforderlich. Mit Blick auf 

die Versorgungssicherheit werden wir den Unterneh-

men schnellstens hinreichende Orientierungshilfen 

geben bzw. entsprechende Bescheinigungen – soge-

nannte Comfort Letters – ausstellen, um Kooperati-

onsinitiativen zur Steigerung der Produktion stark 

nachgefragter Produkte zu fördern. Im heute ange-

nommen befristeten Rahmen wird erläutert, in wel-

chen Fällen und wie Unternehmen im Einklang mit 

unseren Wettbewerbsregeln nähere Erläuterungen 

oder Comfort Letters erhalten können.“ 

 

Gleichzeitig wurde ein Vorschlag angenommen, wo-

nach der Geltungsbeginn der Verordnung über Medi-

zinprodukte um ein Jahr, auf den 26. Mai 2021, ver-

schoben werden soll. Mitgliedstaaten, Gesundheits-

einrichtungen und Wirtschaftsakteure können so der 

Bekämpfung der Coronavirus-Pandemie Vorrang ge-

ben. Mögliche Engpässe oder Verzögerungen bei der 

Verfügbarkeit solcher Produkte, die durch die Ver-

ordnung hätten entstehen können, werden damit 

vermieden.  

 

Mehr Informationen zu den neu veröffentlichten 

Leitlinien finden Sie hier, mehr Informationen zu der 

Aufhebung der Zölle und Mehrwertsteuer hier.  

Mehr zum Befristeten Rahmen für die Prüfung kar-

tellrechtlicher Fragen finden Sie hier.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_590
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_575
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_618
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Kyriakides: Würdigung der Beschäftigten im 

Gesundheitswesen am Weltgesundheitstag 

EU-Kommissarin Stella Kyriakides würdigte am 7. April, dem Weltgesundheitstag, alle Menschen, die im Ge-

sundheitssektor arbeiten: 

„Heute, am Weltgesundheitstag, sind unsere Gedan-

ken bei allen Menschen auf der Welt, die von der 

beispiellosen Gesundheitskrise betroffen sind, die 

wir erleben. Unsere Gedanken sind bei denen, die 

leiden, bei den Familien und Freunden derer, die wir 

verloren haben, und bei den vielen Millionen Men-

schen auf der ganzen Welt, deren Leben sich dras-

tisch ändern musste. 

 

Heute, wie jeden Tag, sind unsere Gedanken auch 

bei den mutigen Mitarbeitern des Gesundheitswe-

sens in der EU und weltweit. Wir haben mehr denn 

je Anlass, die rund 4,5 Millionen Krankenschwestern 

und Hebammen in der EU zu ehren und zu würdi-

gen. Ich spreche zu Ihnen direkt, wenn ich sage, dass 

Ihr unermüdlicher Einsatz während der Coronavirus-

Pandemie uns alle inspiriert und ermutigt. Ich spre-

che auch den etwa 1,9 Millionen Ärzten in der EU, 

meine Anerkennung aus, die sich weiterhin an vor-

derster Front für die Behandlung von Patienten ein-

setzen. Unsere Krankenhäuser, Kliniken und medizi-

nischen Einrichtungen funktionieren dank der 4,1 

Millionen Gesundheits- und Pflegeassisstenten, die 

Patienten und Pflegeheimbewohner direkt persön-

lich betreuen und unterstützen. 

 

Es ist wichtig, dass Sie, unsere Mitarbeiter im Ge-

sundheitswesen, vor dem Risiko einer Infektion ge-

schützt werden. Mit der Einführung der gemeinsa-

men Beschaffungen der EU unterstützen wir die Mit-

gliedstaaten beim Zugang zu mehr persönlicher 

Schutzausrüstung für Hand, Körper und Augen sowie 

Atemschutzmasken. Als zusätzliches Sicherheitsnetz 

haben wir vorgeschlagen, einen RescEU-Vorrat, also 

eine gemeinsame europäische Reserve an persönli-

cher Schutzausrüstung und wiederverwendbaren 

Masken anzulegen. Um die Produktion solcher Aus-

rüstungen zu steigern, haben wir Beschlüsse über 

überarbeitete harmonisierte Normen gefasst. Dies 

wird den Unternehmen helfen, die Artikel ohne Be-

einträchtigung unserer Gesundheits- und Sicher-

heitsstandards und vor allem ohne unangemessene 

Verzögerungen herzustellen. 

 

Ich weiß, dass Sie unter beispiellosen Druck stehen 

und viele Krankenhäuser überlastet sind. Um diesen 

Druck etwas zu mildern, haben wir praktische Leitli-

nien für die Mitgliedstaaten herausgegeben, um die 

grenzüberschreitende Behandlung von Patienten 

und den Einsatz von medizinischem Personal zu för-

dern und zu erleichtern. 

 

Zu den besten Instrumenten zur Bekämpfung dieses 

Virus und zum Schutz der Patienten gehören Ihr Wis-

sen und Ihre Erfahrung. Aus diesem Grund betreiben 

wir ein System zur Unterstützung des klinischen Ma-

nagements, das Sie beim Austausch Ihres Wissens 

und Ihrer klinischen Fälle in der gesamten EU unter-

stützt. 

 

Auch in schwierigen Zeiten gibt es Grund zur Freude. 

Ich bin ermutigt, jeden Abend die offenen Fenster zu 

sehen und den lauten Applaus und Jubel der Men-

schen in ganz Europa und inzwischen weltweit zu 

hören, um die zu ehren, die an vorderster Front ar-

beiten: Krankenschwestern, Ärzte, Therapeuten, 

Assistenten und das Haushaltshilfen. 

 

Ich danke Ihnen.“ 
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Notfallplan für Flüchtlingslager in Griechenland 

Ein neuer EU-Notfallplan soll die medizinische Versorgung in griechischen Flüchtlingslagern auch während der 

Corona-Krise sichern. 

Die Corona-Krise bedroht ganz Europa. Dazu zählen 

auch Asylsuchende, die derzeit in Flüchtlingslagern 

auf griechischen Inseln leben. Gemeinsam mit den 

Mitgliedsstaaten und den EU-Agenturen wurde von 

der Kommission ein Notfallplan erstellt und neue 

Maßnahmen verabschiedet, um auch diese Men-

schen vor der Pandemie zu schützen. 

Schutzsuchende Personen, die in den Hotspots an-

kommen, werden einem obligatorischen Gesund-

heitscheck unterzogen. Neu angekommene oder ge-

rettete Personen bleiben in getrennten Bereichen, 

bis ihre medizinische Untersuchung abgeschlossen 

ist. Nach einem Gesundheitscheck werden zudem 

1600 unbegleitete Minderjährige aus den Lagern auf 

den Inseln in andere EU-Mitgliedsstaaten – Deutsch-

land, Frankreich, Portugal, Finnland, Litauen, Kroa-

tien, Irland und Luxemburg – gebracht. Mit Unter-

stützung der Internationalen Organisation für Migra-

tion (IOM) und Frontex wurde zudem ein freiwilliges 

Programm eingerichtet, um Migranten dabei zu hel-

fen, in ihre Heimatländer zurückzukehren. 

Die griechische Regierung betont, bereits zahlreiche 

spezifische Maßnahmen ergriffen zu haben, um ei-

nen Covid-19-Ausbruch in den Lagern auf den Inseln 

zu verhindern. Durch den aktivierten EU-

Katastrophenschutz-Mechanismus wurden von den 

Mitgliedsstaaten zusätzlich 90.000 Hilfsgüter für die 

Lager zur Verfügung gestellt. Die Regierung in Athen 

bat darüber hinaus um weitere finanzielle Unterstüt-

zung. Daher unterbreitete die Kommission den Vor-

schlag, zusätzliche Mittel in Höhe von 300 Millionen 

Euro für den Bau neuer Lager auf dem griechischen 

Festland sowie neuer Wohnungen bereitzustellen. 

Weitere 50 Millionen Euro sind für die medizinische 

Versorgung bestimmt. Zum Grenzschutz wurden des 

Weiteren zwei Soforteinsätze eingeleitet und zusätz-

liche Grenzschutzbeamte entsandt.  

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

 

Auch schutzsuchende Personen in Flüchtlingslagern in Lesbos  sind von der Corona-

Pandemie betroffen. Die EU möchte diese Menschen bestmöglich unterstützen. 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/world/20200402STO76413/coronavirus-eu-abgeordnete-fordern-massnahmen-fur-griechische-fluchtlingslager
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Exitstrategie: Kommission empfiehlt Handy-App im 

Kampf gegen COVID-19 

Die Europäische Kommission empfiehlt den Mitgliedsstaaten, Schritte und Maßnahmen zur Entwicklung ei-

nes gemeinsamen EU-Konzepts für die Nutzung von Mobil-Apps und Daten von mobilen Geräten bei der Be-

kämpfung der Coronavirus-Pandemie einzuleiten. 

Aktuell diskutieren viele europäische Staaten über 

die Nutzung von Mobil-Apps und Daten von mobilen 

Geräten bei der Bekämpfung der Corona-Pandemie. 

Auch in Österreich wurde in den letzten Wochen 

intensiv über die Verwendung der App „Stopp 

Corona“ des Roten Kreuz gesprochen.  

 

Die Europäische Kommission hat am Mittwoch, den 

8. April, Schritte und Maßnahmen zur Entwicklung 

eines gemeinsamen EU-Konzepts für die Nutzung 

von Mobil-Apps und Daten von mobilen Geräten bei 

der Bekämpfung der Coronavirus-Pandemie emp-

fohlen. Denn die digitalen Instrumente, die den EU-

Vorschriften entsprechen und gut koordiniert sind, 

können eine wichtige Rolle bei der schrittweisen 

Aufhebung der Eindämmungsmaßnahmen spielen 

und die Normalität zurückbringen.  

 

In der Empfehlung legt die Kommission den Plan für 

ein europaweites Mobil-App dar, mit Hilfe dessen 

die BürgerInnen in die Lage versetzt werden, wirksa-

me und gezieltere Vorkehrungen zur sozialen Distan-

zierung zu treffen. Des Weiteren kann das App die 

Warnung, die Prävention und die Nachverfolgung 

von Kontakten ermöglichen. Zusätzlich zu der mobi-

len Applikation soll ein gemeinsames System entwi-

ckelt werden, welches die Modellierung und Vorher-

sage der Entwicklung des Virus durch anonymisierte 

und aggregierte Mobilfunk-Standortdaten ermög-

licht.  

 

Neben den beiden Bereichen werden in der Empfeh-

lung die wichtigsten Grundsätze für die Verwendung 

dieser Apps und Daten in Bezug auf die Datensicher-

heit und die Achtung der EU-Grundrechte wie Pri-

vatsphäre und Datenschutz dargelegt, um die 

Grundrechte der EuropäerInnen zu schützen. Zusätz-

lich arbeitet die Kommission eng mit den Daten-

schutzbehörden zusammen und möchte in Kürze 

Leitlinien zu den Auswirkungen auf die Privatsphäre 

vorlegen   

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

„Digitale Technik, Mobil-Apps und Bewegungsdaten können uns enorm dabei 
helfen, besser zu verstehen, wie sich das Virus ausbreitet, und wirksam darauf zu 
reagieren. Mit dieser Empfehlung haben wir ein koordiniertes europäisches 
Konzept für die Nutzung solcher Apps und Daten auf den Weg gebracht, ohne 
unsere EU-Datenschutzvorschriften zu beeinträchtigen und ohne eine 
Fragmentierung des Binnenmarkts zu riskieren. Europa ist stärker, wenn es 
geeint handelt.“  
 
         - Thierry Breton, EU-Kommissar für Binnenmarkt und Dienstleistungen  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_626
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Häusliche Gewalt in Zeiten des Corona-Lockdowns  

Die österreichische EU-Parlamentarierin und Vorsitzende des EP-Ausschusses für Frauenrechte und Gleich-

stellung der Geschlechter, Evelyn Regner, fordert Maßnahmen, um von häuslicher Gewalt betroffene Frauen 

zu unterstützen  

Viele Länder Europas wie Österreich haben Aus-

gangsbeschränkungen verhängt. Im Zuge der Isolati-

on der Menschen in ihren Wohnungen und Häusern 

kam es zu einem massiven Anstieg Häuslicher Ge-

walt. In manchen EU-Staaten wurden ein Drittel 

mehr Fälle registriert. Da die Frauen mit den Tätern 

über längere Zeit festsitzen, ist es für sie zudem 

schwierig, Notrufdienste zu verständigen.  

 

In Hinblick auf diese Situation erklärte die österrei-

chische EU-Parlamentarierin Evelyn Regner (S&D), 

Vorsitzende des EP-Ausschusses für Frauenrechte 

und Gleichstellung der Geschlechter:  

 

„Diese Tage und die kommenden Wochen sind be-

sonders für Frauen gefährlich. Wir alle stehen vor 

großen psychologischen Herausforderungen durch 

Isolation oder Quarantäne, aber Frauen und manch-

mal Kinder in gewalt-gefährdeten Haushalten stehen 

vor einem besonders anstrengenden Stresstest. Wir 

müssen daher diesem Thema jetzt besonderes Au-

genmerk widmen und unsere Maßnahmen zur Been-

digung der Gewalt gegen Frauen ausweiten.“  

 

Dazu forderte Regner die Mitgliedstaaten auf, das 

Problem entschlossen anzugehen und aktiv zu kom-

munizieren, wo und wie die Betroffenen Hilfe erhal-

ten können. Kontaktaufnahme sollte einfach mög-

lich sein und auch durch Versenden von Textnach-

richten oder Online-Chats sowie durch Verwendung 

von Codewörtern bei ÄrztInnen oder ApothekerIn-

nen möglich sein. Darüber hinaus fordert die Parla-

mentarierin, dass mehr Plätze in Gewaltschutzein-

richtungen und Frauenhäusern bereitgestellt wer-

den. Die EU solle solche Maßnahmen der Mitglieds-

staaten finanziell unterstützen und ihnen helfen, 

Betroffene darüber zu informieren.  

 

Abschließend betonte Evelyn Regner:  

 

„Die COVID-19-Pandemie macht die Ungleichheit der 

Geschlechter in all ihren Formen und Ausprägungen 

deutlich sichtbar. Wie die Zahlen der OECD zeigen, 

sind 70% der Beschäftigten im Gesundheitswesen 

Frauen, ein großer Teil der unbezahlten Pflegearbeit 

wird von Frauen geleistet, und die bevorstehende 

Wirtschaftskrise wird Frauen viel härter treffen. Es ist 

unsere Aufgabe, die körperliche und geistige Ge-

sundheit von Frauen und ihre wirtschaftliche Unab-

hängigkeit über die COVID-19-Krise hinaus nachhal-

tig zu stärken. Wir werden die Frauen in Europa mit 

Sicherheit nicht alleine lassen.“ 

 

In Österreich bietet die Frauenhelpline rund um die 

Uhr kostenlose Beratung und Hilfe an. Die Beraterin-

nen sind zur absoluten Vertraulichkeit verpflichtet. 

Auf Wunsch können Anruferinnen auch anonym 

bleiben. Die Website der Frauenhelpline finden Sie 

hier. Anrufen können Sie unter 0800 222 555. Wer 

akut von Gewalt betroffen ist, sollte die Polizei ru-

fen.  

Mehr Informationen finden Sie hier.  

http://www.frauenhelpline.at/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200406IPR76610/covid-19-lock-down-stopp-dem-anstieg-hauslicher-gewalt
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Team Europe: Unterstützung für Partnerländer 

In Anbetracht der weltweiten Corona-Pandemie unterstützt die Europäische Union ihre Partnerländer auf 

der gesamten Erde.  

Mit insgesamt 15,6 Mrd. Euro aus vorhandenen 

Mitteln im Außenbereich möchte die Europäische 

Kommission Partnerstaaten der EU weltweit unter-

stützen. Durch die Finanzmittel sollen die Gesund-

heitskrise eingedämmt und Gesundheitssystem so-

wie die Wasser und Sanitätsversorgung gefördert 

werden. Darüber hinaus sollen die Gelder für die 

Bereitstellung von Forschungskapazität und zur Ab-

milderung der sozioökonomischen Folgen Verwen-

dung finden. Unterstützt werden Länder in unmittel-

barer Nachbarschaft, wie zum Beispiel am Westbal-

kan, aber auch Länder in Afrika, Asien, Lateinameri-

ka und der Karibik. Zusätzlich möchte die EU eine 

virtuelle Geberkonferenz einberufen, um Mittel zu 

mobilisieren und die Weltgesundheitsorganisation 

bei ihren Bemühungen zu unterstützen. Die Maß-

nahmen der EU beruhen auf dem Konzept „Team 

Europa“, das darauf abzielt, durch rasche und geziel-

te Unterstützung der Partner in dieser Pandemie 

Leben zu retten. Dabei werden Mittel aus der EU, 

den Mitgliedstaaten und von Finanzinstituten, insbe-

sondere der Europäischen Investitionsbank und der 

Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-

lung gebündelt, um Partnerländer zu unterstützen 

und deren kurzfristigen Bedarf zu decken sowie den 

längerfristigen strukturellen Auswirkungen auf Ge-

sellschaft und Wirtschaft entgegenzuwirken.  

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

„Zur Bekämpfung der Coronavirus-Pandemie sind vereinte 
globale Anstrengungen erforderlich. Die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten tragen ihren Teil dazu bei, diese 
Gesundheitskrise mit ihren schwerwiegenden Folgen zu 
Hause und anderswo in den Griff zu bekommen. Wir tun 
unser Möglichstes, um unsere Bürgerinnen und Bürger zu 
unterstützen. Gleichzeitig müssen wir aber auch unseren 
Partnern in unserer unmittelbaren Nachbarschaft und 
darüber hinaus dabei helfen, die Auswirkungen auf ihre 
Existenzgrundlagen, ihre Stabilität und ihre Sicherheit 
einzudämmen, denn ihre Probleme sind auch die unseren. 
Dies ist ein globaler Kampf, den wir nur gemeinsam 
gewinnen oder verlieren können. Zusammenarbeit und 
gemeinsame Anstrengungen auf internationaler Ebene 
sowie multilaterale Lösungen sind der Weg zu einer echten 
globalen Agenda für die Zukunft.“ 
 
         - Josep Borrell, Hoher Vertreter der Europäischen Union 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_604
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Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Konsultation zu einer neuen Strategie für digitale 

Finanzen 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zu einer Strategie für Privatkundenzah-

lungen für die EU 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zur erneuerten Strategie für nachhaltige 

Finanzen  

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 8. April 2020 bis 15. Juli 2020 

Klimazielplan 2030 

 Klimaschutz 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen 

 Beschäftigung und Soziales 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Zollabkommen EU-China 

 Zoll, Internationale Zusammenarbeit und 

 Entwicklung 

 24. März 2020 - 16. Juni 2020 

Galileo-Satellitensystem – Nutzung für kritische Infra-

struktur (Telekommunikation, Energie, Finanzen) 

 Binnenmarkt 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

EU-Tierschutzstrategie (2012-15) - Bewertung 

 Lebensmittelsicherheit 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

Handel – Zollpräferenzschema der EU für Entwick-

lungsländer (Aktualisierung) 

 Handel 

 11. März 2020 - 3. Juni 2020 

Geschlechtsspezifisches Lohn- und Gehaltsgefälle – 

Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern 

 Beschäftigung und Soziales 

 5. März 2020 - 28. Mai 2020 

Europäischer Klimapakt 

 Klimaschutz  

 4. März 2020 - 27. Mai 2020 

Bewertung des EU-Rechtsrahmens für die Bestrah-

lung von Lebensmitteln 

 Lebensmittelsicherheit 

 2. März 2020 - 25. Mai 2020 

Nichtfinanzielle Angaben von Großunternehmen 

(Aktualisierung der Rechtsvorschriften) 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 20. Februar 2020 - 14. Mai 2020 

Menschenrechte – Überprüfung der EU-Anti-Folter-

Verordnung (2016-20) 

 Außen– und Sicherheitspolitik, Handel 

 19. Februar 2020 - 13. Mai 2020  

Konsultation zum Weißbuch über künstliche Intelli-

genz - Ein europäischer Ansatz 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Europäische Strategie für Daten 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Überprüfung des Rechtsrahmens für Wertpapierfir-

men und Marktteilnehmer 

 Bank– und Finanzdienstleistung 

 17. Februar 2020 - 20. April 2020 

Steuerbetrug und Steuerhinterziehung – bessere 

Zusammenarbeit zwischen nationalen Steuerbehör-

den beim Informationsaustausch 

 Steuern 

 10. Februar 2020 - 6. April 2020 

Europäischer Plan zur Krebsbekämpfung 

 Öffentliches Gesundheitswesen  

 4. Februar 2020 - 7. Mai 2020  

Bodenabfertigungsdienste an EU-Flughäfen - Bewer-

tung 

 Verkehr 

 30. Jänner 2020 - 23. April 2020  

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12265-2030-Climate-Target-Plan/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11866-European-network-of-employment-services-EURES-evaluation-2016-2020
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12219-European-Climate-Pact
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/DataStrategy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12157-Strengthen-the-exchange-of-information-framework-in-the-field-of-taxation-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12157-Strengthen-the-exchange-of-information-framework-in-the-field-of-taxation-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12157-Strengthen-the-exchange-of-information-framework-in-the-field-of-taxation-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2020-693786/public-consultation_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-414136_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-414136_de
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Eüropä ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropä isches Pärläment  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rät der Eüropä ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropä ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenäüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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